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Aus der Gesetzgebung 

Verlängerung der Steuererklärungsfristen durch 
das „Vierte Corona-Steuerhilfegesetz“ 

Mit dem „Vierten Corona-Steuerhilfegesetz“ wird (neben weiteren steuerlichen 

Änderungen) das Fristende für die Abgabe unter anderem der Umsatzsteuerjah-

reserklärung für eine Anzahl von Besteuerungszeiträumen hinausgeschoben. Auch 

der Beginn des Zinslaufs für Nachzahlungs- und Erstattungszinsen ändert sich. 

Zur Umsetzung der Fristerweiterung nahm der Gesetzgeber umfangreiche und für den Anwender wenig 

übersichtliche Änderungen am Einführungsgesetz zur Abgabenordnung (EGAO) vor. Weit zugänglicher ist 

in dieser Hinsicht das erläuternde BMF-Schreiben, das den (teils bereits durch frühere Gesetzgebungsakte 

herbeigeführten) aktuellen Stand der einschlägigen Fristen anhand konkreter Datumsangaben wiedergibt. 

Dabei wird zum einen zwischen „beratenen Fällen“ und „nicht beratenen Fällen“ unterschieden: „Beratene 

Fälle“ liegen (in aller Kürze) vor, wenn Steuerberater und gleichgestellte Personen mit der Erstellung der 

Umsatzsteuerjahreserklärung beauftragt sind. Zum anderen ist vielfach § 108 Abs. 3 AO zu beachten, 

wonach die Frist mit dem Ablauf des nächstfolgenden Werktags endet, wenn „das Ende einer Frist auf 

einen Sonntag, einen gesetzlichen Feiertag oder einen Sonnabend“ fällt. Auch der Beginn des allgemeinen 

Zinslaufs für Nachzahlungs- und Erstattungszinsen nach § 233a Abs. 2 Satz 1 AO verschiebt sich. Für 

Zwecke der Umsatzsteuerjahreserklärung und in Hinblick auf den Beginn des Zinslaufs gilt demnach: 

• Für den Besteuerungszeitraum 2020 war für nicht beratene Fälle der 1. November bzw. (in 

Bundesländern, in denen der 1. November ein Feiertag ist) der 2. November 2021 als Fristende 

für die Einreichung der Umsatzsteuerjahreserklärung maßgeblich, für beratene Fälle ist es der 31. 

August 2022; der allgemeine Zinslauf beginnt am 1. Oktober 2022. 

• Für den Besteuerungszeitraum 2021 ist Fristende für nicht beratene Fälle der 31. Oktober bzw. 

(in Bundesländern, in denen der 31. Oktober ein Feiertag ist) der 1. November 2022, für beratene 

Fälle der 31. August 2023; der allgemeine Zinslauf beginnt am 1. Oktober 2023. 

• Für den Besteuerungszeitraum 2022 ist Fristende für nicht beratene Fälle der 2. Oktober 2023, 

für beratene Fälle der 31. Juli 2024; der allgemeine Zinslauf beginnt am 1. September 2024. 

• Für den Besteuerungszeitraum 2023 ist Fristende für nicht beratene Fälle der 2. September 

2024, für beratene Fälle der 2. Juni 2025; der allgemeine Zinslauf beginnt am 1. Juli 2025. 

• Für den Besteuerungszeitraum 2024 ist Fristende für nicht beratene Fälle wieder die gewöhn-

liche Abgabefrist des 31. Juli 2025, für beratene Fälle dagegen der 30. April 2026; der allgemeine 

Zinslauf beginnt am 1. Juni 2026. 

Eine vorzeitige Anforderung von Erklärungen bleibt jedoch möglich. Das Bundesministerium der Finanzen 

(BMF) macht im Schreiben weitere Ausführungen zum Beispiel in Hinblick auf die Festsetzung von Ver-

spätungszuschlägen. 

Fundstellen: 

„Viertes Corona-Steuerhilfe-

gesetz“ – Übersichtsseite im 

BMF-Webauftritt mit Link zum 

verkündeten Gesetz;  

BMF-Schreiben vom 

23. Juni 2022 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/20_Legislaturperiode/2022-06-22-Viertes-Corona-Steuerhilfegesetz/0-Gesetz.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2022-06-23-verlaengerung-der-steuererklaerungsfristen-und-weiterer-damit-zusammenhaengender-fristen-und-termine-fuer-die-besteuerungszeitraeume-2020-bis-2024-durch-das-4-corona-steuerhilfegesetz.html
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Aus der Rechtsprechung 

Umsatzsteuerliche Behandlung eines 
Kartenpfands für die Überlassung elektronischer 
Zahlungskarten 

Der Bundesfinanzhof (BFH) sieht in der Zurverfügungstellung eines kartengestütz-

ten Zahlungssystems (hier zum Einsatz in einem Fußballstadion zum Erwerb von 

Speisen und Getränken) eine Leistung, die als Umsatz im Zahlungs- und Überwei-

sungsverkehr steuerbefreit sein kann. 

B überließ den Besuchern von Stadien elektronische Zahlungskarten (E-Karten) zur bargeldlosen Zahlung 

von Speisen und Getränken in den Stadien. Für die Ausgabe der auf bis zu 150 Euro aufladbaren Karte 

wurde ein Kartenpfand von 2 Euro fällig. Die Möglichkeit des Rücktauschs eines Kartenguthabens war vor-

gesehen. Die E-Karte konnte an den für die Kartennutzung freigegebenen Veranstaltungstagen zur Zah-

lung bei den angeschlossenen Akzeptanzstellen verwendet werden. In aller Regel war nach Einführung der 

E-Karte keine Bargeldzahlung in den Stadien mehr möglich. Stadionbetreiber und Caterer zahlten (im Urteil 

nicht weiter erörterte) Provisionen an B, die nach den mit den Karten geleisteten Zahlungen oder nach an-

deren Parametern wie etwa den Zuschauerzahlen bemessen waren. B bot einen umfassenden Service für 

den Kartenzahlungsverkehr an, indem sie Kartenlesegeräte zur Verfügung stellte und im Stadion mit eige-

nem Personal den Vertrieb, die Aufladung und Rückgabe der E-Karten organisierte.  

Die Erlöse aus dem Kartenpfand wurden in den Umsatzsteuererklärungen als steuerfrei behandelt, dage-

gen wurden die Provisionseinnahmen der Umsatzsteuer unterworfen. Das Finanzamt meinte hingegen, 

dass das Kartenpfand als Entgelt für die steuerpflichtige Lieferung einer Karte anzusehen sei. Soweit E-

Karten gegen Auszahlung des Pfandbetrags innerhalb der zweijährigen Rücktauschfrist zurückgegeben 

worden seien, sei der geschuldete Steuerbetrag nach § 17 UStG zu berichtigen. 

Der BFH war anderer Auffassung. Was zunächst die E-Karte und den dafür entrichteten Pfandbetrag an-

ging, sah er darin weder die Lieferung einer Karte noch (wie von Klägerseite vorgetragen) einen nicht steu-

erbaren pauschalierten Schadensersatz, sondern vielmehr ein Element einheitlicher sonstiger Leistungen in 

Form steuerfreier Umsätze im Zahlungs- und Überweisungsverkehr.  

Zwischen B und den Stadionbesuchern sei mit der Überlassung einer E-Karte ein Vertrag über die Nutzung 

der E-Karte als Zahlungssystem zustande gekommen. Bei den nicht wieder eingelösten Pfandbeträgen 

habe es sich nicht um Schadensersatz gehandelt, sondern um das bei der Ausgabe der E-Karten zur Teil-

nahme am bargeldlosen Zahlungsverkehr erzielte Entgelt. Überdies habe es an einem schädigenden Ereig-

nis gefehlt, weil der Karteninhaber zwar nicht zivilrechtlicher Karteneigentümer wurde, aber auch nach Ab-

lauf der Gültigkeitsdauer nicht zur Rückgabe seiner E-Karte verpflichtet war. Ebenso wenig habe es sich 

bei der Überlassung der Karte um eine selbstständige Lieferung gehandelt. Die Überlassung der E-Karte 

sei (im Einklang mit dem ausschließlichen Interesse der Karteninhaber) im Rahmen der den bargeldlosen 

Zahlungsverkehr in den Stadien betreffenden Leistung erfolgt und für deren Inanspruchnahme erforderlich 

gewesen. Sie sei mit der Möglichkeit bargeldloser Zahlung in den Stadien (dem dominierenden Bestandteil 

der Leistung) so eng verbunden gewesen, dass objektiv ein einziger untrennbarer wirtschaftlicher Vorgang 

mit dieser sonstigen Leistung bestand. 

Die von B erbrachten einheitlichen sonstigen Leistungen seien (zumindest) als Umsätze im Zahlungs- und 

Überweisungsverkehr nach § 4 Nr. 8 Buchst. d UStG steuerfrei. Für eine Steuerbefreiung nach dieser Vor-

schrift müssten Dienstleistungen ein im Großen und Ganzen eigenständiges Ganzes sein, das die spezifi-

schen und wesentlichen Funktionen einer Zahlung erfülle und damit bewirke, dass Gelder übertragen sowie 

rechtliche und finanzielle Änderungen herbeigeführt werden – im Unterschied zur Erbringung einer rein 

materiellen oder technischen Leistung. Entscheidend sei, ob durch den betreffenden Umsatz tatsächlich 

oder potenziell das Eigentum an den in Rede stehenden Geldern übertragen wird oder ob er die spezifi-

schen und wesentlichen Funktionen einer solchen Übertragung erfüllt.   

Das sei hier der Fall gewesen: Die von B erbrachte (einheitliche) Leistung habe darin bestanden, dem Kar-

teninhaber eine mit Geldguthaben aufladbare E-Karte zu überlassen und die Infrastruktur für das E-Karten-

system zur Verfügung zu stellen, sodass in den Stadien zum Beispiel Getränke bei dem jeweiligen Caterer 

erworben werden konnten. Dies habe zugleich die Zusage umfasst, auf eine Abbuchung durch den Caterer 

hin den jeweiligen Guthabenbetrag auszureichen, um damit die jeweilige Kaufpreisforderung für die vom 

Fundstellen: 

BFH XI R 19/19 (XI R 12/17), 

Urteil vom 26. Januar 2022 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210094/
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Caterer gelieferten Waren zu tilgen. Damit sei sowohl die Prüfung verbunden gewesen, ob Guthaben in 

Höhe der Zahlung auf der E-Karte verfügbar war, als auch die Freigabe zur Abbuchung des betreffenden 

Geldbetrags von der Karte und zur Zubuchung beim jeweiligen Caterer. So sei durch die in Rede stehende 

Leistung der B die Übertragung eines Geldbetrags erwirkt worden. Der Umstand hingegen, dass mit der 

Erbringung dieser Leistung auch administrative, organisatorische sowie technische Dienstleistungen der B 

in den Stadien verbunden waren, stand nach Meinung des BFH der Steuerbefreiung nicht entgegen: Dabei 

habe es sich (nur) um vorgelagerte, begleitende oder nachgelagerte Tätigkeiten gehandelt. 

Hinweis 

Der Sachverhalt ist zwar für elektronische Zahlungssysteme eher untypisch, weil Bankomat- oder Kredit-

karten gewöhnlich nicht gegen Pfand ausgegeben werden. Was aber die Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 8 

Buchst. d UStG angeht, so ist die vom BFH angeführte Begründung aufschlussreich – vor allem, nachdem 

zuletzt zahlreiche vorangegangene Urteile des Europäischen Gerichtshofs und des BFH zum Zahlungs- 

und Überweisungsverkehr zulasten der Steuerbefreiung gingen. 

 

Zur Zuordnung eines gemischt genutzten 
Gegenstands zum Unternehmen 

Gemischt privat und geschäftlich genutzte einheitliche Gegenstände können im 

Privatvermögen belassen oder (ganz oder teilweise) dem Unternehmen zugeord-

net werden. Der Bundesfinanzhof (BFH) hat nun seine Anschlussurteile zu einem 

EuGH-Urteil veröffentlicht, in dem der Europäische Gerichtshof (EuGH) Fragen zur 

Unionsrechtskonformität der Befristung dieser Zuordnung nachgegangen war.  

Der Elfte Senat des BFH hatte dem EuGH zwei Verfahren zur Vorabentscheidung vorgelegt, die der EuGH 

im Oktober 2021 in seinem Urteil „E und Z“ entschieden hatte (siehe Ausgabe 11 der Umsatzsteuer-News 

vom November 2021).  

Der erste Fall betraf den Erwerb einer Photovoltaikanlage: Der Steuerpflichtige verbrauchte den damit er-

zeugten Strom teils selbst, teils speiste er ihn auf Basis eines Einspeisevertrags in das Stromnetz eines 

Netzbetreibers ein. Zunächst gab er weder Umsatzsteuervoranmeldungen noch sonstige Erklärungen zum 

Vorsteuerabzug oder zur Eigenverbrauchsbesteuerung ab – erst im zweiten Jahr nach Anschaffung reichte 

er eine Umsatzsteuerjahreserklärung ein, in der er die Vorsteuer aus der Anschaffung abzog (womit er der 

Sache nach zu verstehen gab, dass die Anlage dem Unternehmensvermögen zugeordnet war). Das Fin-

anzamt fand, dass seine Zuordnungsentscheidung nicht rechtzeitig erfolgt sei. 

Der zweite Fall betraf einen Einzelunternehmer, der die Errichtung eines Einfamilienhauses plante. In dem 

vom Planungsbüro erstellten Grundriss war ein 16,57 Quadratmeter großer Raum im Erdgeschoss mit „Ar-

beiten“ bezeichnet; die „Nettogrundfläche gesamt“ des Gebäudes war mit 181,3 Quadratmetern angege-

ben. Das Finanzamt war auch hier der Auffassung, das Gebäude sei nicht zeitnah dem Unternehmen zuge-

ordnet worden (abgesehen davon, dass es anders als der Kläger nicht der Auffassung war, der unterneh-

merische Nutzungsanteil habe die für einen Vorsteuerabzug erforderlichen 10 Prozent erreicht). 

Der BFH war der Auffassung, dass zumindest die Photovoltaikanlage, unter Umständen auch das Haus 

rechtzeitig dem Unternehmen zugeordnet worden sei. Stehe anhand objektiver, innerhalb der Zuordnungs-

frist erkennbar gewordener Anhaltspunkte fest, dass der Steuerpflichtige einen Gegenstand dem Unterneh-

men zugeordnet habe, sei nicht zusätzlich erforderlich, dass er die erfolgte Zuordnung der Finanzverwal-

tung innerhalb dieser Frist mitteilt.  

Fundstellen:  

BFH XI R 29/21 (XI R 7/19) – 

Photovoltaikanlage – und 

XI R 28/21 (XI R 3/19) – 

Arbeitszimmer –, Urteile vom 

4. Mai 2022;  

EuGH C-45/20, C-46/20 „E 

und Z“ (beim EuGH geführt 

unter „Finanzamt N“ bzw. 

„Finanzamt G“), Urteil vom 

14. Oktober 2021;  

Landesamt für Steuern und 

Finanzen Sachsen, Kurzin-

formation aus dem Bereich 

Umsatzsteuer Nr. 40/2021 

vom 4. August 2021, Az. 213-

S 7300/45/2-2021/43540, UR 

2021, S. 803 

https://www.pwc.de/de/newsletter/steuern-und-recht/umsatzsteuer-news-11-2021.pdf
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210105/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210104/
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:62020CJ0045&qid=1657876480813&from=DE
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Ein Steuerpflichtiger werde als solcher tätig, wenn er für die Zwecke seiner wirtschaftlichen Tätigkeit han-

delt. Die durch objektive Anhaltspunkte gestützte Zuordnungsentscheidung des Unternehmers sei grund-

sätzlich bereits bei Anschaffung, Herstellung oder Einlage des Gegenstands zu treffen. Ob eine solche Zu-

ordnung erfolgt ist, sei unter Berücksichtigung aller Gegebenheiten des Sachverhalts zu beurteilen, zu den-

en die Art der betreffenden Gegenstände und der zwischen dem Erwerb und der Verwendung für Zwecke 

der wirtschaftlichen Tätigkeiten des Steuerpflichtigen liegende Zeitraum gehörten. Neben der Geltendma-

chung (oder Nichtgeltendmachung) des Vorsteuerabzugs könnten auch andere Beweisanzeichen als ob-

jektive Anhaltspunkte für eine ausdrückliche oder konkludente Zuordnung zum Unternehmen herangezo-

gen werden: So könne zu berücksichtigen sein, ob der Unternehmer bei An- und Verkauf des gemischt 

genutzten Gegenstands unter seinem Firmennamen auftrete, ob er den Gegenstand betrieblich oder privat 

versichert oder wie er den Gegenstand bilanziell bzw. ertragsteuerrechtlich behandelt habe. Gebe es keine 

objektiv erkennbaren Anhaltspunkte für eine Zuordnung zum Unternehmen, könne diese nicht unterstellt 

werden. 

Im Fall des Klägers mit der Photovoltaikanlage habe der EuGH darauf hingewiesen, dass der Abschluss 

eines Einspeisungsvertrags ein Indiz für eine Zuordnung zur wirtschaftlichen Tätigkeit sein könne, sofern 

(was hier zutraf) die Bedingungen in diesem Vertrag denen entsprächen, die Unternehmern und nicht Pri-

vatpersonen angeboten werden. Der BFH ergänzte: Soweit die wirtschaftliche Tätigkeit des Unternehmers 

die Nutzung eines Gegenstands zur Ausführung der Umsätze notwendigerweise voraussetzt, setze der 

Verzicht auf die Anwendung der Kleinunternehmerregelung des § 19 UStG (ebenso wie eine wirksame 

Ausübung der Option zur Umsatzsteuerpflicht) voraus, dass der Gegenstand dem Unternehmen zuvor 

zugeordnet und damit Gegenstand des Mehrwertsteuersystems geworden sei. Das war hier bereits im 

Streitjahr erfolgt. Der Kläger hatte mit dem Netzbetreiber in dem bereits im Streitjahr abgeschlossenen 

Einspeisevertrag vereinbart, dass seine Stromlieferungen umsatzsteuerpflichtig erfolgen sollten. Daraus 

(sowie aus dem verwendeten Einspeisungsvertrag) ergebe sich, dass der Kläger bereits bei Erwerb der 

Photovoltaikanlage als Steuerpflichtiger habe handeln wollen und gehandelt habe. Die Zuordnung war nach 

Meinung des BFH zudem in vollem Umfang und nicht nur teilweise erfolgt, weil der Kläger nach dem 

Einspeisevertrag berechtigt war, die gesamte elektrische Energie, die in seiner Stromerzeugungsanlage 

erzeugt wurde, in das Netz des Netzbetreibers einzuspeisen.  

Was den Kläger mit dem Arbeitszimmer betraf, so könne es bei Gebäuden jedenfalls dann für eine Zuord-

nung zum Unternehmen sprechen, wenn ein Zimmer in den Bauantragsunterlagen als Arbeitszimmer be-

zeichnet werde, sofern dies durch weitere objektive Anhaltspunkte untermauert werde. So könne es sich 

zum Beispiel dann verhalten, wenn der Unternehmer für seinen Gerüstbaubetrieb einen Büroraum benö-

tige, er bereits in der Vergangenheit kein externes Büro, sondern einen Raum seiner Wohnung für sein 

Unternehmen verwendet habe und wenn er beabsichtigt habe, dies in dem von ihm neu errichteten Gebäu-

de so beizubehalten. Der BFH konnte aber nicht durchentscheiden, ob im konkreten Fall eine konkludente 

Zuordnungsentscheidung vorlag. Seiner Meinung nach konnte es eine Rolle spielen, ob – wie es im vorlie-

genden Fall möglich erschien – das mit „Arbeiten“ bezeichnete Zimmer noch im Streitjahr (und damit vor 

dem 31. Mai des Folgejahres) tatsächlich für die wirtschaftliche Tätigkeit des Steuerpflichtigen genutzt wor-

den war. Das erstinstanzliche Finanzgericht habe im zweiten Rechtszug Feststellungen zur unwiderspro-

chenen Angabe des Klägers zu treffen, seit 15 Jahren kein externes Büro unterhalten zu haben – und 

außerdem zum Zeitpunkt der Ummeldung des Unternehmens an eine neue Adresse und der tatsächlichen 

Nutzung für sein Unternehmen. Das für eine Zuordnung zum Unternehmen in Anspruch genommene Gäs-

te-WC sei (von anderen Gründen gegen eine solche Zuordnung abgesehen) nicht rechtzeitig dem Unter-

nehmen zugeordnet worden, weil sich das aus den Bauplänen ersichtliche Indiz für die Zuordnung zum 

Unternehmen nur auf das mit „Arbeiten“ bezeichnete Zimmer bezogen habe. Einer Zuordnung stehe aber 

nicht entgegen, dass der Kläger in den von ihm beim Finanzamt eingereichten Umsatzsteuervoranmeldun-

gen einen Vorsteuerabzug nicht vorgenommen hatte – dem Inhalt der Voranmeldungen komme bei der 

Abwägung keine unwiderlegbare Beweiswirkung zu, sondern er müsse im Zusammenhang mit den ande-

ren Umständen gewürdigt werden. 

Hinweis 

Der BFH stellt klar, dass eine Zuordnungsentscheidung implizit (konkludent) oder explizit getroffen werden 

kann, solange das innerhalb der Zuordnungsfrist erfolgt. Ist die Zuordnung implizit erfolgt, könne dies dem 

Finanzamt auch noch nach Ablauf dieser Frist mitgeteilt werden. Daraus könnte man schließen, dass ledig-

lich bei unzureichenden oder nicht vorhandenen Indizien eine explizit gegenüber dem Finanzamt zum Aus-

druck gebrachte Zuordnungsentscheidung erforderlich ist. Um allerdings einer Auseinandersetzung mit 

dem Finanzamt aus dem Weg zu gehen, ob in einem Einzelfall eine rechtzeitige Zuordnungsentscheidung 

(und zwar im gewünschten Umfang) hinreichend deutlich aus Indizien ersichtlich wird, sollte in Betracht 

gezogen werden, die Zuordnungsentscheidung zusätzlich (rechtzeitig) explizit gegenüber dem Finanzamt 

zu dokumentieren. 
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Was den Zeitpunkt des Fristablaufs angeht, so ist laut Finanzverwaltung inzwischen die neue Regelabga-

befrist des 31. Juli anzuwenden (vgl. Abschnitt 15.2c Abs. 16 Satz 5 UStAE). Im Photovoltaik-Urteil teilt der 

BFH zwar mit, dass er sich nicht zur Neuregelung der Erklärungsfristen zu äußern habe, weil das im Streit-

fall, der das Jahr 2014 betroffen hatte, noch keiner Entscheidung bedurft habe. Dennoch geht er kurz auf 

den Teil der (neuen) Vorschrift ein, der die sogenannte Beraterfrist behandelt – die verlängerte Frist im Fall 

der Beauftragung eines Steuerberaters oder gleichgestellter Personen. Während er offenlässt, was nach 

neuer Rechtslage zu gelten hat, deutet er an, dass aus Gründen der Gleichbehandlung bei allen Steuer-

pflichtigen die Zuordnungsfrist erst zum Ende der Beraterfrist ablaufen könnte (was a fortiori implizieren 

würde, dass die Beraterfrist für alle beratenen Steuerpflichtigen als Zuordnungsfrist infrage kommt). Es 

sollte aber beachtet werden, dass das Gericht seine bisherige Rechtsprechung zur Zuordnung bis zur 

Regelabgabefrist für die Umsatzsteuerjahreserklärung nicht explizit geändert oder aufgegeben hat. Sollte 

sich die angesprochene Ausweitung der Frist für die Zuordnung zum Unternehmen in späterer Rechtspre-

chung des BFH bestätigen, würde das eine deutliche Erleichterung mit sich bringen: Die Beraterfrist, die 

gewöhnlich zum 28./29. Februar des zweiten Folgejahres des Erklärungszeitraums abläuft, übersteigt deut-

lich die allgemeine Erklärungsfrist. Die Ausführungen des BFH könnten Anlass geben, gegen angeblich 

nicht hinreichend zeitnah erfolgte Zuordnungen nicht nur, aber besonders der letzten Jahre vorzugehen: 

Hierzu sollte professioneller Rat gesucht werden.  

Hier ließe sich auch die Frage aufwerfen, ob und wie weit die im Zuge der Pandemie oft beachtlich verlän-

gerten, bis 2025 sukzessive wieder zurückgefahrenen Fristen (dazu siehe oben) für die Zuordnungsent-

scheidung herangezogen werden können – zumindest das Landesamt für Steuern und Finanzen Sachsen 

hatte für den Besteuerungszeitraum 2020 bereits eine Verlängerung der Zuordnungsentscheidungsfrist 

zum 1. November 2021 angenommen. Sollte sich in künftigen Entscheidungen bestätigen, dass der BFH 

sich am Ablauf der Beraterfrist orientiert, bliebe zudem unklar, was im Fall vorgezogener Anforderungen 

von Erklärungen gilt. 

Der BFH geht jeweils auf die Vorsteuerabzugsbeschränkung des § 15 Abs. 1b UStG ein, die bei Grund-

stücken besondere Anforderungen an die Zuordnungsentscheidung stellt. Im Fall der Photovoltaikanlage 

war nach allgemeinen Grundsätzen der Eigenverbrauch der Umsatzsteuer zu unterwerfen. 

Aus der Finanzverwaltung 

Versagung des Vorsteuerabzugs und der 
Steuerbefreiung bei Beteiligung an einer 
Steuerhinterziehung 

Zum 1. Januar 2020 wurde mit § 25f UStG die sogenannte Missbrauchsrechtspre-

chung des Europäischen Gerichtshofs kodifiziert. In aller Kürze gilt: Wusste der 

Unternehmer (oder hätte er wissen müssen), dass ein Beteiligter in der Leistungs-

kette in einen Umsatzsteuerbetrug einbezogen war, so sind ihm in Hinblick auf den 

eigenen Umsatz (insbesondere) der Vorsteuerabzug sowie gegebenenfalls die 

Steuerbefreiung für eine innergemeinschaftliche Lieferung zu versagen. Das Bun-

desministerium der Finanzen (BMF) nimmt dazu Stellung. 

Der Unternehmer trägt für die materiellen Voraussetzungen des von ihm geltend gemachten Vorsteuerab-

zugs und gegebenenfalls für die Steuerbefreiung seiner innergemeinschaftlichen Lieferung grundsätzlich 

die Feststellungslast. Selbst wenn der Unternehmer die Voraussetzungen dafür lückenlos nachweist, kann 

die Finanzverwaltung den Vorsteuerabzug beziehungsweise die Steuerbefreiung versagen, wenn der Un-

ternehmer sich mit seinem Ausgangs- oder Eingangsumsatz an einem mit Umsatzsteuerbetrug behafteten 

Umsatz beteiligt und er das wusste (oder hätte wissen müssen). Damit ist ein Umsatz gemeint, bei dem der 

Leistende oder ein anderer Beteiligter auf einer vorhergehenden oder nachfolgenden Umsatzstufe in eine 

begangene Umsatzsteuerhinterziehung, eine Erlangung eines nicht gerechtfertigten Vorsteuerabzugs im 

Sinne des § 370 AO oder in eine Schädigung des Umsatzsteueraufkommens im Sinne der §§ 26a und 26c 

UStG einbezogen war.  

Kann das Finanzamt dieses Wissen (oder Wissenmüssen) nachweisen, dann hat es den geltend gemach-

ten Vorsteuerabzug für den betreffenden Leistungsbezug sowie eine etwaige Steuerbefreiung für die ent-

Fundstellen:  

BMF-Schreiben vom 

15. Juni 2022 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2022-06-15-USt-Beteiligung-Steuerhinterziehung.html
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sprechende innergemeinschaftliche Lieferung jeweils in voller Höhe zu versagen und gegebenenfalls rück-

gängig zu machen – und zwar bei allen Beteiligten, auf die das zutrifft. Das schließt eine Haftung für Steu-

erhinterzieher und Steuerhehler nicht aus (§ 71 AO). Was das Wissen oder Wissenmüssen angeht, so soll 

dem Unternehmer analog § 166 BGB auch das Wissen oder Wissenmüssen seiner Angestellten zuzurech-

nen sein, welches die Angestellten im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeit erlangt haben oder hätten er-

langen müssen. 

Der objektive und subjektive Tatbestand einer Umsatzsteuerhinterziehung (beziehungsweise einer Gefähr-

dung des Steueraufkommens) muss zwar auf mindestens einer Umsatzstufe innerhalb der Leistungskette 

erfüllt sein. Dabei ist das Finanzamt aber weder an eine strafgerichtliche Verurteilung oder bußgeldrecht-

liche Ahndung noch an andere Entscheidungen in den betreffenden straf- oder bußgeldrechtlichen Verfah-

ren gebunden.  

Der Unternehmer kann (und sollte) Vorsorge treffen, um sicherzustellen, nicht in einen Umsatzsteuerbetrug 

verwickelt zu werden. Trifft er nämlich alle Maßnahmen, die vernünftigerweise von ihm verlangt werden 

können, um sicherzustellen, dass seine Umsätze (und andere Umsätze in der Leistungskette) nicht in eine 

Umsatzsteuerhinterziehung oder Schädigung des Umsatzsteueraufkommens einbezogen sind, so kann er 

– wie das BMF mitteilt – grundsätzlich auf die zutreffende steuerrechtliche Behandlung seiner Umsätze 

vertrauen, ohne Gefahr zu laufen, sein Recht auf Vorsteuerabzug oder auf Steuerbefreiung zu verlieren.  

Das bedeutet: Sofern Anhaltspunkte für Unregelmäßigkeiten („insbesondere eine Steuerhinterziehung“) bei 

der Aufnahme neuer oder bei bestehenden Geschäftsbeziehungen erkennbar sind, muss der Unternehmer 

weiter gehende geeignete Maßnahmen ergreifen (zum Beispiel Auskünfte einholen) und dies auch in geeig-

neter Weise dokumentieren. Solche Verdachtsmomente auf sich beruhen zu lassen, ist nicht zu empfehlen: 

Kommt nämlich der Unternehmer dem nicht nach oder kann er vorliegende Zweifel durch die ergriffenen 

Maßnahmen nicht ausräumen und geht er die Geschäftsbeziehung dennoch ein oder führt diese fort, ist 

von seinem Wissen oder Wissenmüssen auszugehen.  

Das BMF stellt einen umfangreichen Katalog von Verdachtsmomenten zur Verfügung, der allerdings nicht 

abschließend ist. Auch von den dort beschriebenen Anhaltspunkten für Unregelmäßigkeiten abgesehen 

sollte der Unternehmer also die Augen offen halten und zum Beispiel einem branchenunüblichen Verfahren 

oder anderen Ungereimtheiten auch dann nachgehen, wenn es in diesem Katalog nicht eigens vermerkt ist.  

Zusätzlich geht das BMF auf die Folgen eines Wissens oder Wissenmüssens im Fall innergemeinschaftli-

cher Dreiecksgeschäfte (§ 25b UStG) ein. In diesem Fall steht die Vereinfachungswirkung auf dem Spiel: 

Insbesondere gilt in einem solchen Fall der innergemeinschaftliche Erwerb des ersten Abnehmers nicht als 

besteuert. Das führt dazu, dass der erste Abnehmer den innergemeinschaftlichen Erwerb aus Sicht des 

BMF nicht nur im Bestimmungsmitgliedsstaat, sondern zusätzlich nach § 3d Satz 2 UStG in dem Mitglieds-

staat zu versteuern hat, der die verwendete Umsatzsteuer-Identifikationsnummer erteilt hat – und zwar bis 

der Erwerber nachweist, dass der Erwerb durch den Bestimmungsmitgliedsstaat besteuert worden ist. Zwar 

geht die Steuerschuld auf den letzten Abnehmer über, der aber (wie wohl zu ergänzen ist: wenn die Bedin-

gungen des § 25f UStG bei ihm vorliegen) die betreffende Umsatzsteuer nicht als Vorsteuer abziehen kann. 

Hinweis 

Es sollte beachtet werden, dass § 25f UStG nur bestimmte Arten des Vorsteuerabzugs ausschließt: So 

verweist § 25f Abs. 1 UStG nicht auf die Bestimmung zum Abzug der Einfuhrumsatzsteuer als Vorsteuer. 

Zudem nimmt § 25f UStG nicht auf die Steuerbefreiung von Ausfuhrlieferungen Bezug. Wie sich aus Ab-

schnitt 6.5 Abs. 1 Satz 10 Nr. 1 UStAE ergibt, bedarf es für eine Anwendung der in § 25f UStG kodifizierten 

Missbrauchsrechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs insbesondere einer Steuerhinterziehung des 

Erwerbers zulasten eines EU-Mitgliedsstaats – eine Steuerhinterziehung zulasten (nur) eines Drittstaats 

genügt nicht (siehe Ausgabe 9 der Umsatzsteuer-News vom September 2020). 

Umsatzsteuerbefreiung für die Verwaltung von 
Wagniskapitalfonds 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 24. Juni 2022 ein Schreiben 

zur Umsatzsteuerbefreiung für die Verwaltung von Wagniskapitalfonds nach § 4 

Nr. 8 Buchst. h UStG veröffentlicht, um den mit Gesetzesänderung zum 1. Juli 

2021 bereits eingeführten Begriff „Wagniskapitalfonds“ nach Verwaltungsauffas-

sung zu konkretisieren. 

https://www.pwc.de/de/newsletter/steuern-und-recht/umsatzsteuer-news-09-2020.pdf
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Bislang stellte sich die Frage, was unter dem neu aufgenommenen Begriff „Wagniskapitalfonds“ zu ver-

stehen ist. Weder die Gesetzesbegründung, die auf (allgemeine) unionsrechtliche Grundlagen verweist, 

noch die Verwendung des Begriffs in anderen Gesetzen (§ 19 Nr. 42d FKAustG) führten zu einer Präzisie-

rung. Ziel der Gesetzesänderung war, „den Fondsstandort Deutschland auch durch steuerliche Maßnah-

men zu stärken und insbesondere junge Wachstumsunternehmen (Start-up-Unternehmen) mit wettbe-

werbsfähigen Finanzierungsmöglichkeiten über Wagniskapitalbeteiligungen zu fördern“.  

Im Wege der mit dem BMF-Schreiben veranlassten Änderung des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses 

(Abschn. 4.8.13 Abs. 10 UStAE) wird ein Wagniskapitalfonds im Sinne von § 4 Nr. 8 Buchst. h UStG wie 

folgt vom BMF definiert: 

A. Zu Wagniskapitalfonds zählen auch „qualifizierte Risikokapitalfonds“ (mit Verweis auf die EU-Verordnun-

gen Nr. 345/2013, Nr. 2017/1991, Nr. 2019/1156, sogenannte EuVECA Funds), soweit sie die nachfolgen-

den Voraussetzungen erfüllen. 

B. Wagniskapitalfonds sind alternative Investmentfonds (AIFs) im Sinne des § 1 Abs. 3 KAGB, die keine 

Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAWs) sind, wenn diese durch entsprechende 

Vorgaben in den Anlagebedingungen verpflichtet sind, ganz oder überwiegend (zu mehr als 50 Prozent des 

aggregierten eingebrachten bzw. noch nicht eingeforderten, aber zugesagten Kapitals) zum Zeitpunkt der 

ersten Wagniskapitalbeteiligung in Wachstumsunternehmen (Zielunternehmen, siehe Punkt F) zu investie-

ren. 

C. Wagniskapitalfonds zielen durch eine Kapitalbeteiligung oder sonstige Risiko tragende Finanzierungen 

regelmäßig nach Erreichen des durch die Finanzierung beabsichtigten Zwecks auf einen erheblichen Wert-

zuwachs des Zielunternehmens ab, der zum Zeitpunkt des Ausstiegs des Fonds maßgeblich dessen In-

vestitionsertrag bestimmt. 

D. Der Kapitalfluss der Investition erfolgt dabei regelmäßig direkt oder indirekt in das bzw. in die Zielunter-

nehmen.  

E. Die Begünstigung von Wagniskapitalfonds setzt voraus, dass sie zumindest den gleichen Wettbewerbs-

bedingungen unterliegen wie OGAWs und sie einer besonderen staatlichen Aufsicht unterstehen oder als 

„qualifizierte Risikokapitalfonds“ (Punkt A) registriert sind. 

F. Zielunternehmen im Sinne von Punkt B sind Wachstumsunternehmen, die insgesamt die nachfolgenden 

Voraussetzungen erfüllen:  

• Das Zielunternehmen ist zum Zeitpunkt der ersten Wagniskapitalbeteiligung nicht älter als zwölf 

Jahre seit Unternehmensgründung.  

• Die Größe des Zielunternehmens entspricht zum Zeitpunkt der ersten Wagniskapitalfinanzierung 

einem qualifizierten Portfoliounternehmen nach Artikel 3 Buchst. d) Unterbuchst. i) im Sinne der 

EuVECA-Verordnung. 

• Das Zielunternehmen hat seinen Sitz in einem Gebiet nach Artikel 3 Buchst. d) Unterbuchst. iv) im 

Sinne der EuVECA-Verordnung.  

• Das Zielunternehmen ist fortlaufend wirtschaftlich (mit Gewinnerzielungsabsicht) aktiv.  

Nach dem BMF hat der Unternehmer das Vorliegen der Voraussetzungen durch geeignete Belege (insbe-

sondere anhand der vertraglichen Anlagebedingungen) gegenüber der Finanzbehörde nachzuweisen. Die 

Kriterien für die Qualifizierung als Wagniskapitalfonds seien insbesondere dann nicht eingehalten, wenn die 

Anlagebedingungen des Fonds dahin gehend geändert werden, dass die Anlagestrategie dauerhaft nicht 

mehr auf eine Anlage in Zielunternehmen nach Punkt F gerichtet ist, oder wenn dauerhaft die Zielunterneh-

men, in die der Fonds investiert, die Voraussetzungen nach Punkt F nicht erfüllen. 

Hinweis  

Die Grundsätze des BMF-Schreibens sind auf Umsätze anzuwenden, die nach dem 30. Juni 2021 ausge-

führt werden. Für bis zum 30. Juni 2022 getätigte Umsätze, die nach den bisherigen Regelungen steuer-

pflichtig waren, wird es, auch für Zwecke des Vorsteuerabzugs, nicht beanstandet, wenn diese von den 

Beteiligten übereinstimmend weiterhin als steuerpflichtig behandelt werden. 

Nach einem auf der Internetpräsenz des BMF veröffentlichten „Eckpunktepapier für ein Zukunftsfinanzie-

rungsgesetz“ vom 29. Juni 2022 soll „die Umsatzsteuerbefreiung für Wagniskapitalfonds im Rahmen des 

unionsrechtlich Zulässigen ausgeweitet“ werden. Eine zukünftige Ausweitung der oben genannten Verwal-

tungsauffassung ist daher möglich und sollte im Blick behalten werden. 

Fundstellen: 

BMF-Schreiben vom 

24. Juni 2022; 

„Eckpunkte für ein Zukunfts-

finanzierungsgesetz“ im Web-

auftritt des BMF mit Link auf 

das entsprechende Eck-

punktepapier 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2022-06-24-einfuehrungsschreiben-zur-umsatzsteuerbefreiung-fuer-die-verwaltung-von-wagniskapitalfonds.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Video/2022/2022-06-29-pk-zukunftsfinanzierungsgesetz/2022-06-29-pk-zukunftsfinanzierungsgesetz.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Video/2022/2022-06-29-pk-zukunftsfinanzierungsgesetz/2022-06-29-pk-zukunftsfinanzierungsgesetz.html
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Aus dem Ausland 

Österreich: Umsetzung der „Titanium“-
Rechtsprechung 

Im Jahr 2021 veröffentlichte der Europäische Gerichtshof (EuGH) sein Urteil in der 

Rechtssache „Titanium“. Daraus ergab sich, dass ein Gebäude keine Betriebs-

stätte ist, wenn der Eigentümer der Immobilie nicht über eigenes Personal für die 

Leistungsbewirkung im Zusammenhang mit der Vermietung verfügt. Zumindest 

Österreich plant derzeit seine Gesetzgebung anzupassen – in Deutschland steht 

eine Reaktion noch aus. 

In Österreich sieht § 19 Abs. 1 UStG für sonstige Leistungen unter bestimmten weiteren Voraussetzungen 

den Übergang der Steuerschuldnerschaft für den Fall vor, dass der leistende Unternehmer im (österreichi-

schen) Inland weder sein Unternehmen betreibt noch eine an der Leistungserbringung beteiligte Betriebs-

stätte hat – es sei denn, dass eine Ausnahme greift. Die Regierungsvorlage vom 15. Juni 2022 zum Ent-

wurf eines Abgabenänderungsgesetzes 2022 sieht unter anderem vor, dass die bestehenden Ausnahmen 

um den Fall der Vermietung von Grundstücken ergänzt werden sollen. 

In Deutschland ist noch keine Reaktion auf die Implikationen des Urteils „Titanium“ bekannt geworden 

(siehe dazu Ausgabe 7 unseres Newsflashs Umsatzsteuer aktuell vom Juni 2021); allerdings wird zeitnah 

ein Referentenentwurf für ein Jahressteuergesetz 2022 erwartet. Ob das Thema in diesem Entwurf auf-

gegriffen wird, bleibt abzuwarten. 

  

Fundstellen: 

EuGH C-931/19 „Titanium“, 

Urteil vom 3. Juni 2021; 

Übersichtsseite zum „Abga-

benänderungsgesetz 2022“ 

im Webauftritt des österreichi-

schen Parlaments mit Anga-

ben zum Stand des parla-

mentarischen Verfahrens 

https://www.pwc.de/de/newsletter/steuern-und-recht/umsatzsteuer-aktuell-07-2021.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:62019CJ0931&qid=1657877874080&from=DE
https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVII/ME/ME_00202/index.shtml
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